


Die Verschiebung im Altersaufbau der Bevölkerung ist bekannt: Um
1900 waren 44 % aller Deutschen 20 Jahre und jünger, heute sind es
nur noch 20 % und im Jahr 2050 wird der Anteil auf 15 % gefallen
sein. Der Anteil derer, die 60 und älter sind, wächst spiegelbildlich
dazu,von 8 % 1900 über 25 % heute auf 39 % im Jahr 2050.Der Anteil
der mittleren,am ehesten erwerbstätigen Jahrgänge zwischen 20 und
60 liegt heute mit 55 % ein wenig höher als vor hundert Jahren, aber
bis 2050 wird er absinken, auf voraussichtlich 46 %.

Diese »Alterung der Gesellschaft« … genauer: Alterung der
Bevölkerung … ergibt sich einerseits aus der erheblich verlängerten
Lebenserwartung. Sie wuchs vom frühen 20. bis zum frühen 21.
Jahrhundert in Deutschland, von Geburt aus gerechnet, von 48 auf
82 Jahre (Frauen) bzw. von 45 auf 76 (Männer). Das sind mehr als
dreißig gewonnene Jahre. Die demografische Alterung resultiert
andererseits aus dem raschen Rückgang der Geburtenziffer. Wäh-
rend im späten 19. Jahrhundert eine Frau in Deutschland im Lauf
ihres Lebens rund fünf Kinder zur Welt brachte, waren es am
Anfang des 21. Jahrhunderts im statistischen Durchschnitt nur
mehr rund 1,5. Beides … den Zugewinn an individueller Lebenszeit
und den Rückgang der Geburten … hat es in der Menschheits-
geschichte noch nicht gegeben. Beides sind nachhaltige Verände-
rungen, deren Umkehr weder absehbar noch zu erwarten ist. Man
muss sich … unbeschadet kleinerer Modifikationen, etwa im Sinn
einer gewiss möglichen Korrektur der in Deutschland extrem nied-

rigen Geburtenrate um einige Zehntelpunkte nach oben … auf die neue demo-
grafische Situation einstellen.

Dazu ist hilfreich, wenn man sich klar macht, dass der Zugewinn an
Lebenszeit der Einzelnen und das demografische Altern der Gesellschaft nicht
auf Deutschland begrenzt sind. Vielmehr handelt es sich um europäische und
der Tendenz nach um globale Phänomene. Zwar hat der Trend in Europa be-
gonnen und ist hier besonders weit vorangeschritten; innerhalb Europas gehört
Deutschland zu jenen Ländern, in denen die Lebenserwartung relativ hoch und
die Geburtenziffer besonders tief abgesunken ist. Aber auf den anderen Konti-
nenten hat dieser demografische Wandel nur später begonnen, jetzt vollzieht er
sich dort häufig rascher als hier (allerdings ohne den Wohlstand und die sozia-
len Sicherungssysteme,die hierzulande zur Verfügung stehen). In Europa gibt es
heute bereits mehr Menschen im Alter von über 60 als im Alter von unter 15.
Aber die Prognose der Vereinten Nationen besagt, dass Asien diese Altersver-
teilung bis 2040, der amerikanische Kontinent sie wenig später erreichen wird.
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Für die Mitte des 21. Jahrhunderts ist zu erwarten, dass es weltweit mehr Men-
schen im Alter von über 50 als unter 15 gibt.Damit verlangsamt sich das Wachs-
tum der Weltbevölkerung erheblich. Dies ist keine drohende Gefahr, sondern
eine notwendige Bedingung globalen Überlebens ohne Katastrophen.

Folgen des demografischen Wandels

In der Diskussion über die gesellschaftlichen Folgen des demografischen Wan-
dels dominiert hierzulande nicht die Genugtuung über die gewonnenen Jahre
und auch nicht die Frage,was man mit ihnen machen kann.Vielmehr dominiert
der Blick auf die mit der Alterung verbundenen Probleme: auf die angeblich
nachlassende Dynamik und abnehmende Wettbewerbsfähigkeit der alternden
Gesellschaft, auf die Überforderung der sozialen Sicherungssysteme durch an-
schwellende Leistungen für Renten und Pflege bei relativ abnehmender Er-
werbstätigkeit und drohender Altersarmut, auf einen sich angeblich abzeich-
nenden Kampf der Generationen.

Diese Sorgen sind zum einen Teilübertrieben: Es ist beispielsweise keines-
wegs ausgemacht,dass die Produktivität von Belegschaften,Wirtschaftssektoren
und Volkswirtschaften mit zunehmendem Durchschnittsalter abnimmt. Im
Generationenverhältnis hat, aufs Ganze gesehen, das gegenseitige Geben und
Nehmen eher zu- als abgenommen. Auch bedeutet die
kontinuierliche Zunahme der hohen Jahrgänge keines-
wegs die lineare Zunahme von Pflege- und Gesund-
heitskosten; denn mit dem medizinischen Fortschritt
und rechtzeitiger Prävention lässt sich der durch-
schnittliche Beginn der Phase hochaltriger Hilfsbe-
dürftigkeit im Lebenslauf hinausschieben («Kompres-
sion der Morbidität«).Zum anderen Teilaber sind die
Sorgen nur allzu berechtigt, etwa was die drohende Überforderung des Sozial-
staats in seiner herkömmlichen Formbetrifft. Doch zeigt näheres Nachdenken,
dass es sich um Herausforderungen handelt, denen man mit guten Erfolgs-
aussichten begegnen kann,wenn man sich zu gewissen Umbaumaßnahmen ent-
schließt. Allerdings steht eine Umdefinition des Alters an. Am Beispiel des
Verhältnisses von Altern und Arbeit sei dies erläutert.

Während die durchschnittliche Lebenserwartung im letzten Jahrhundert
kontinuierlich zugenommen hat, ist das Lebensalter, in dem man die Erwerbs-
tätigkeit verlässt, stark gesunken. Um 1900 hatten 60-Jährige in Deutschland im
Durchschnitt noch 13 bis 14 Lebensjahre vor sich, und die meisten von ihnen
arbeiteten weiter, wenn auch auf weniger anstrengenden und schlechter be-
zahlten Arbeitsplätzen als die Jungen, bis sie Schwäche, Krankheit und Tod zum
Aufhören zwangen. Eine noch sehr geringfügige Altersrente wurde ab dem
70. Lebensjahr gezahlt. Der Genuss eines langjährigen gesunden Ruhestands
ohne Armut war das Privileg einer schmalen Schicht von Bessergestellten. …
Heute dagegen haben 60-Jährige im Durchschnitt noch 20 (Männer) bzw. 24
(Frauen) weitere Jahre vor sich, viele davon in guter Gesundheit; denn von den
65-70-Jährigen sind nur knapp 3 % und von den 75-80-Jährigen erst 5 % pflege-
bedürftig, von den 85-90-Jährigen allerdings fast 40 %, mit rasch steigender
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Tendenz (Zahlen für 2003).Von den 60-65-Jährigen ist in Deutschland nur noch
gut jeder Vierte erwerbstätig,und dieser Anteil schrumpft schnell in den nächst-
älteren Jahrgangsgruppen. Die Phase zwischen dem Austritt aus dem Erwerbs-
leben und dem durch Schwächung, Hilfsbedürftigkeit, Krankheit und Todes-
nähe tatsächlich erzwungenen Rückzug aus dem tätigen Leben überhaupt ist al-
so immens gewachsen. 15 bis 25 gesunde Jahre nach der Erwerbstätigkeit sind
keine Seltenheit. Damit ist eine lange Ruhestandsphase erstmals in der Ge-
schichte zum Massenphänomen und zugleich zum eigentlichen Kennzeichen
der Altersphase geworden.

Die Gründe sind vielfältig. Der Ausbau des Sozialstaats seit dem späten 19.
Jahrhundert (vor allem seit den 50er Jahren des 20.Jahrhunderts) und die gesetz-
liche Bereitstellung von Frühverrentungsanreizen auf dem Hintergrund von
Massenarbeitslosigkeit seit den 80er Jahren sind die wichtigsten Faktoren, die es
zugleich den einstellenden und entlassenden Unternehmen ermöglichten, ihren
Präferenzen für jüngere Arbeitskräfte bedenkenlos zu folgen und Ältere »frei-
zusetzen« oder gar nicht erst zu akzeptieren. Die hohe Akzeptanz des immer
früheren Ruhestands durch sehr viele betroffene Arbeitnehmer fiel ins Gewicht,
die säkulare Abnahme des Anteils der selbstständigen Erwerbstätigen auch.
Diese Faktoren haben in Deutschland besonders effektiv zusammengewirkt.Um
2004 lag die Erwerbsquote der 55-64-jährigen Männer hierzulande unter 60 %,
unterhalb des OECD-Durchschnitts und weit hinter den USA, Schweden oder
der Schweiz (Ähnliches galt, auf noch niedrigerem Niveau, für die Frauen.).
Erst in den allerletzten Jahren haben der Abbau einiger Anreize zur frühen Ver-
rentung und die Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt auch hierzulande zu einer
leichten Erhöhung der Erwerbsquote unter den »jungen Alten« geführt, zu einer
Korrektur, die allerdings durch die allerjüngsten renten- und arbeitsmarktpoli-
tischen Entscheidungen der Koalition wieder abgeschwächt werden dürfte.

Sozialer Fortschritt mit Problemen

Prinzipiell ist die massenhafte Durchsetzung des Ruhestands ohne größeren
Lebensstandardverlust ein … auch in Zukunft mit aller Kraft zu verteidigender …
sozialer Fortschritt sondergleichen. Doch unter den neuen demografischen
Bedingungen ergibt sich aus der bisherigen Regelung ein dreifaches Problem.
Zum einenstellt sich heraus, dass selbst wohlhabende Gesellschaften wie die un-
sere es sich auf Dauer nicht leisten können, einen riesengroßen, wachsenden
Block stillgestellter, ausgeklinkter Existenzen zu alimentieren, von denen viele
noch tätig sein könnten. Das zeigen die Finanzierungsprobleme der sozialen
Sicherungssysteme, die sich ohne tiefgreifende (und zum Glück begonnene!)
Reform zukünftig ernsthaft verschärfen würden,was nur Demagogen oder Igno-
ranten verdrängen oder übersehen. Eindeutig hat sich überdies herausgestellt,
dass die gezielte Frühverrentung leistungsfähiger Arbeitnehmer in unserem
Sozialsystem das Problem der Massenarbeitslosigkeit nicht lindert, sondern,
über den Umweg dadurch bedingter Steigerung der Lohnnebenkosten,verschärft.

Zum andernstellt sich ein gravierendes Gerechtigkeitsproblem ein.Denn das
massenhafte und frühe Ausscheiden vieler Individuen aus der Erwerbsarbeit
führt dazu, dass ein großer Teil der älteren Generation durch die erwerbstätige
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jüngere Generation alimentiert werden muss, diese Ungleichverteilung von
Chancen und Pflichten aber nicht hinreichend durch Unterschiede in der Leis-
tungsfähigkeit beider gerechtfertigt ist. Das ist wahrscheinlich langfristig der
sicherste Weg, das Verhältnis zwischen den Generationen zu vergiften.

Schließlichist die frühe und relativ zur Leistungsfähigkeit vorzeitige Ent-
fernung aus dem Erwerbsarbeitsleben sehr häufig auch ein Akt der Exklusion,
der Ausgrenzung von Teilnahme-, Anerkennungs- und Sinnfindungsmöglich-
keiten, des Ausschlusses von Ressourcen also, die in einer Gesellschaft wie der
unseren ohne Teilhabe am Erwerbsleben nur schwer erreichbar sind. Es hat sich
ein System herausgebildet, das es mit seiner scharfen Zäsur zwischen Arbeit und
Nichtarbeit zu einem frühen Zeitpunkt im Lebenslauf
den Älteren erschwert, die Möglichkeiten eines tätigen
Lebens auszuschöpfen, die mit den gewonnenen Jahren
und der längeren Gesundheit eigentlich hinzugekom-
men sind. Es ist einzuräumen: Gerade ältere Menschen
unterscheiden sich sehr voneinander, Verallgemeine-
rungen sind schwierig. Die meisten sehnen sich nicht
danach, wenn sie an der derzeit gültigen Ruhestands-
grenze angekommen sind, ihre berufliche Tätigkeit genauso fortzuführen wie
bisher.Doch die Bereitschaft, im Ruhestand wieder in der einen oder anderen Art
tätig zu sein … bezahlt oder unentgeltlich, möglichst nicht unter Druck und oft
eher in Teilzeit … ist sehr weit verbreitet und wäre noch viel verbreiteter, wenn
entsprechende Möglichkeiten breit angeboten und sozial anerkannt würden.

Gründliche Anpassungen sind nötig

Wir können und müssen länger arbeiten. Die Anreize zum frühen Ausstieg aus
der Erwerbsarbeit sind weiter zu reduzieren (statt sie über die Hintertür wieder
einzuführen). Die beschlossene Erhöhung des gesetzlichen Renteneintrittsalters
war ein notwendiger Schritt in die richtige Richtung.Die Übergänge in den Ruhe-
stand sollten gradualisiert, abgestufter werden. Sie müssen sich von Fall zu Fall
voneinander unterscheiden können, je nach vorheriger Belastung und jeweiligen
Präferenzen, wie überhaupt die überkommene starre Lebenslauf-Dreiteilung
(Ausbildung … Erwerbstätigkeit … Ruhestand) dringend aufzulockern ist. Vor
allem aber muss sich viel in der Arbeitswelt selbst ändern: von der kontinuier-
lichen Weiterbildung (und damit: Produktivitätssteigerung) auch der älteren Ar-
beitnehmer über die Durchsetzung einer alterssensiblen Personalpolitik der
Unternehmensleitungen bis zur Erleichterung des Stellenwechsels Älterer auf
altersangemessene, nach Anforderung und Bezahlung abgeschichtete Stellen in
anderen Bereichen oder Betrieben. Die Notwendigkeit, die Älteren länger im Er-
werbsleben zu halten, zwingt das Projekt der »Humanisierung der Arbeitswelt«
mit Macht auf die Agenda zurück. Das Ziel muss es sein, die Arbeitsverhältnisse
schrittweise so zu verändern, dass der heute verbreitete Wunsch, sie sobald wie
möglich hinter sich zu lassen, schwächer und seltener wird. Die stärkere Einbe-
ziehung der Älteren in die Erwerbsarbeit setzt im Übrigen eine wachstumsstarke
Wirtschaft voraus, die eine ausreichende Anzahl von Arbeitsplätzen bereit stellt.
Dies ist erreichbar.
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NG/FH: Erstmalig gibt es eine Art Wahl-
kampf um das Bundespräsidentenamt.
Bedeutet dies auch eine Chance für das
Amt und wird es dadurch vielleicht ver-
ändert? 

Gesine Schwan: Jedenfalls haben das Amt
und sein politisches Potenzial eine größere
Aufmerksamkeit erhalten. Es wird ver-
stärkt darüber diskutiert, was man als
Bundespräsident oder Bundespräsidentin
erreichen kann, wie man auf das öffentli-
che Gespräch einzuwirken vermag. Schon
das stärkt die Aufmerksamkeit für das
Amt und seine Bedeutung. Viele sehen in
ihm ja nur ein Werkzeug, um kommende
Koalitionen oder politische Großkonstel-
lationen zu schmieden oder zumindest
vorherzusagen. Was man dabei unter-
schätzt, ist, dass die politische Kultur eines
Landes, und das ist meines Erachtens der
Bereich, in dem die eigentliche Aufgabe
eines Bundespräsidenten oder einer Bun-
despräsidentin liegt, ein zentraler Macht-
faktor ist. Nicht in dem Sinne, dass man
Macht gegenjemanden oder eine be-
stimmte Gruppe ausübt, sondern im Sinne
Hannah Arendts als Mittel des Zusam-
menführens für gemeinsame politische
Ziele. Die Person im Bundespräsidenten-
amt kann durch ihre Amtsführung die
Grundlagen für die Demokratie und Vo-
raussetzungen für solide, gedeihliche und
gemeinwohlorientierte politische Ent-
scheidungen entwickeln. Allein dies ins
Bewusstsein zu rufen, ist ungemein wich-
tig. Vor diesem Hintergrund habe ich den
Eindruck, dass der momentane Wettbe-
werb dem Amt gut tut.

NG/FH: Das Amt des Bundespräsidenten
ist im Gegensatz zur verbreiteten Auf-
fassung zwar nicht unpolitisch, aber von
ihm geht auch keine Politikerpolitik im
üblichen Sinne aus. Worin besteht denn
das spezifisch Politische des Präsidial-
amtes?

Schwan: Die Einflussmöglichkeiten des
Amtes bestehen nicht in Einzelentschei-
dungen oder Stellungnahmen zur Tages-
politik, sondern darin,Weichen zu stellen,
indem Themen so in die öffentliche Dis-
kussion gebracht werden, dass sie im poli-
tischen Entscheidungsprozess berücksich-
tigt werden. Man kann also durchaus Poli-
tik im Sinne der Gemeinwohl- und Zu-
kunftsorientierung betreiben, vor allem in
Bereichen,die in der Kürze von Legislatur-
perioden nicht erledigt werden können.
Aber diese Art der Einflussnahme muss
sich immer rechtfertigen … vor dem demo-
kratischen System und dem Grundgesetz.
Sie kann sich dabei nicht auf Einzel- oder
Parteiinteressen berufen.

NG/FH: Wie würden Sie die spezifische
Wechselwirkung zwischen der Neutralität
einerseits,die dieses Amt verlangt,und der
politischen Wirksamkeit andererseits, die
von ihm ausgehen soll, beschreiben?

Schwan: Die Väter und Mütter des Grund-
gesetzes haben das Amt als eine Art pou-
voir neutrekonzipiert, die über den Par-
teien und den täglichen politischen Aus-
einandersetzungen steht. Während sonst
der Meinungsstreit regiert, besteht die
Aufgabe des Amtes eher im Zusammen-

Gespräch mit Gesine Schwan

Zusammenführen

Die Politikwissenschaftlerin Gesine Schwan war von 1999 bis September 2008
Präsidentin der Europa-Universität Viadrina in Frankfurt/Oder. 2004 kandi-
dierte sie erstmals für das Amt des Bundespräsidenten. 2009 tritt sie erneut an.
Die Fragen stellte Thomas Meyer.
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das Thema Gerechtigkeit ganz besonders
wichtig,weil es zwar theoretisch schwer zu
definieren ist … sowohl die materiale, als
auch die Verfahrensdefinition sind schwie-
rig; zugleich empfinden viele Menschen
aber starke Ungerechtigkeiten. Also  spielt
das Thema eine große Rolle, kann viel-
leicht daher auch ex negativoeher theore-
tisch erfasst werden. Ich habe vor allem
den Eindruck, dass heutzutage viele Men-
schen eine Entkoppelung von Leistung
und Lebenschancen empfinden,und darin
besteht eine erhebliche Gefahr für unsere
Gesellschaft. Aber darüber hinaus scheint
es mir besonders wichtig zu sein, die Un-
terstützung der Demokratie, den Glauben
an sie, dadurch wieder herzustellen, dass
die Menschen selbst aktiv teilhaben.Dabei
denke ich weniger an die traditionellen
Mittel der Bürgerbeteiligung wie Plebiszite
und Umfragen. Diese haben sicherlich ei-
ne mobilisierende Wirkung, vor allem

auch für die öffentliche Diskussion. Ich
denke mehr an den großen Bereich der
Mitbestimmung in der Wirtschaft und vor
allem der Bürgerinitiativen, der organi-
sierten Zivilgesellschaft, soweit dieser
transparent ist und sich nicht Partikular-
interessen verschreibt. In der Kommune,
im Schulwesen, im Umweltschutz oder im
Gesundheitsbereich gibt es für die Bürger
die Chance, sich ganz konkret an der Aus-
gestaltung des Gemeinwesens zu beteili-
gen. Ich meine damit nicht, dass der Staat
sich nicht mehr kümmern sollte und statt
dessen nun alles den Bürgern überlassen
muss, sondern ich denke aus der Pers-
pektive der Bürger. Die Menschen sind
dann am ehesten bereit, sich mit einer Sa-
che zu identifizieren, wenn sie sich selbst
tätig eingebracht haben.

NG/FH: Was kann eine Bundespräsidentin
dazu beitragen, dass die Triade aus Bür-
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gern,Politik und Präsident,die Sie beschrie-
ben haben, wieder zusammenkommt?

Schwan: Hinsichtlich der Gerechtigkeit
könnte ich als Bundespräsidentin auf sol-
che tieferliegenden Probleme,wie zum Bei-
spiel die Diskrepanz zwischen Leistung
und Lebenschancen und die Verteilung von
Bildungsmöglichkeiten, sehr deutlich mit
symbolischen Akten hinweisen. Hinsicht-
lich der Stärkung von Bürgerinitiativen ist
mir aufgefallen, dass ich in den letzten vier
Jahren fast täglich von Personen, die ich
nicht kenne, angesprochen oder ange-

schrieben worden bin. Sie wollen mich als
Unterstützerin für ihre zivilgesellschaft-
lichen Projekte gewinnen und erhoffen sich
durch meine Hilfe die Überwindung von
Barrieren finanzieller Art, aber auch eine
höhere Akzeptanz für ihr Anliegen. Offen-
bar fühlen sich viele Menschen durch das,
was ich sage,bestärkt,an sich selbst zu glau-
ben und selbst tätig zu werden.

Ich glaube,dass die Stärkung des Selbst-
wertgefühls der Bürger eine entscheidende
Komponente von politischer Kultur und
Demokratie ist.

NG/FH: Haben Sie abgesehen von den gro-
ßen Themen Freiheit, Gerechtigkeit und
Sicherheit den Eindruck, dass spezielle
Fragestellungen vernachlässigt werden? 

Schwan: Ich glaube, dass vor allen Dingen
das, was in der Wissenschaft unter dem
Begriffgovernancesubsummiert wird, viel
mehr öffentlich diskutiert werden müsste.
Dazu gehört auch das Misstrauen gegen-
über der Demokratie, dass nationalstaat-
liche Politik sehr vieles nicht mehr ent-
scheiden kann, weil die ökonomische Glo-
balisierung ihre Wirksamkeit sehr ein-
schränkt. Wir müssen also darüber nach-
denken, wie wir demokratische Politik und

Gestaltungsfähigkeit unter der Maßgabe,
dass der Nationalstaat nur noch begrenzte
Möglichkeit hat, retten und umsetzen kön-
nen. Wir müssen auch darüber reden, wel-
che Akteure dafür in Frage kommen und
wie die Zivilgesellschaft und die Privatwirt-
schaft zusammenarbeiten könnten. Im Rah-
men der sehr wichtigen Diskussion über
die Armut in Afrika z.B. müssen wir die
Aufmerksamkeit darauf lenken, dass diese
Armut zu großen Teilen Ergebnis einer
schlechten governancevor Ort ist. Dafür
sind auch Afrikaner verantwortlich.Aber es
wird auch eine schlechte governanceaus

dem Ausland oktroyiert, z.B. durch Ge-
schäftspraktiken multinationaler Konzerne.
Diese governance-Fragen sind aus meiner
Sicht sowohl auf der globalen, als auch auf
der kommunalen Ebene äußerst relevant.

Ein anderes wichtiges Thema ist Eu-
ropa und seine Rolle in einer ökonomisch
globalisierten Welt. Die traditionellen
Ansichten und Vorurteile … der Frieden
sei selbstverständlich, die Bürokratie in
Brüssel nicht überschaubar,das Subsidiari-
tätsprinzip würde nicht bedacht … reichen
nicht aus, um das Desinteresse und die
Aversion gegen Europa zu erklären.

Wenn wir die Analogie zur Schaffung
der Nationalstaaten im 19. Jahrhundert
ziehen, dann hat diese über die Länder-
zugehörigkeiten z.B. zu Hessen, Preußen
und Bayern hinweg, es geschafft, durch ei-
ne grundlegende soziale Absicherung die
Loyalität der Menschen zu gewinnen. Die
Europäische Union muss theoretisch und
praktisch Wege finden, den Europäern die
Sicherheit zu geben,dass sie in der Ökono-
misierung nicht untergehen. Das bedeutet
aber nicht, dass sich Europa abschotten
sollte, sondern dass Strategien entwickelt
werden müssen, die Globalisierung so zu
gestalten, dass sie zu einer Win-Win-Situa-
tion für alle wird.

» Ich glaube, dass eine Stärkung des Selbstwertgefühls ohnehin eine ent-

scheidende Komponente von politischer Kultur und Demokratie ist. «







Das Grundprinzip eines guten Geschäfts
besteht darin, dass es mehr an Kapital-
ertrag bringt, als es an Kapitaleinsatz for-
dert. Die Wege dorthin haben sich seit
Jahrtausenden nicht geändert. Diese sind:
Produktion,Handel,Dienstleistung.Dabei
steckt im Handel erfahrungsgemäß das
meiste Geld. Handelt man mit Geld, so
nennt man dies Bankgeschäft.Das war im-
mer schon suspekt, seitdem Jesus die Ti-
sche der Geldwechsler im Tempel umwarf.
Der Islam kennt deshalb das Zinsverbot,
das es auch im christlichen Mittelalter gab.
Ein Stück dieser Vorbehalte lebt weiter, ob
es nun um das »internationale Großkapi-
tal«, die »Gnome von Zürich« oder den
»Kasinokapitalismus« geht.

Das Prinzip eines guten Geldgeschäfts
bleibt dabei immer das Gleiche: Der Ertrag
der Geldanlage ist höher als die Kosten der
Refinanzierung. Da die Erträge aber im
Vorhinein oft nicht bekannt bzw. unsicher
sind (ebenso häufig auch die Kosten der
Refinanzierung) bleibt das Element des
Risikos:Wer Geld in Geschäfte steckt,kann

dies auch verlieren. Um das Risiko zu be-
grenzen, aber auch, um weitere Ertrags-
quellen zu erschließen, kann man sich ab-
sichern, aber man kann auch auf die Zu-
kunft wetten: Man kauft und verkauft auf
Termin, man kombiniert dies mit Leer-
käufen und -verkäufen, man macht mit
Zins-Swaps Fristentransformation. Man
bildet Portfolios von Anlageklassen zur
Stabilisierung von cash flowsund damit
zur Risikobegrenzung.

Wer ein gutes, sicheres Geschäft hat, tut
gut daran, dies mit möglichst viel Fremd-
kapital zu finanzieren. Der Leverage-Effekt
treibt dann die Rendite des Eigenkapitals
nach oben.Um die Anleger zu schützen
und zu verhindern, dass die Banken zu viel
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Thilo Sarrazin

Der neue Kapitalismus ist der alte

Die Subprime-Krisein den USA hat auch hierzulande zu einigen Verwerfungen
geführt. Doch die Krisenhaftigkeit ist integraler Bestandteil des Kapitalismus und
wird auch durch neue Regulierungen nicht überwunden, nur verlagert. Noch
scheint Deutschland in einer vergleichbar günstigen Position zu sein.

Der neue Kapitalismus

Apropos

Zins-swaps sind Verträge zwischen zwei Markt-
teilnehmern, bei denen Zinszahlungsverpflichtun-
gen aus Krediten getauscht werden. Jeder Partner
übernimmt die Zahlungen aus je einem Kredit,
wobei sich die Kredite in der Regel durch die Art
der Verzinsung (flexibler Marktzins oder fester
Zins über die gesamte Laufzeit des Kredits), durch
die Laufzeit und/oder die Währung unterscheiden.

Leverage-(Hebel)Effekte entstehen, wenn eine Ak-
tivität mit einer bestimmten Rendite ausgeweitet
werden kann, indem man zusätzliche Kredite
(Fremdkapital) aufnimmt und sie in diese Aktivi-
tät investiert, wobei die Kreditzinsen niedriger als
die Rendite sind. Da die Nettoerträge aus der Aus-
weitung (nach Abzug der Zinsen für das Fremd-
kapital) den Gesamtertrag bei gleich bleibendem
Eigenkapital erhöhen, steigt die Rendite des Eigen-
kapitals.
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Risiken eingehen, gibt es die Bankenauf-
sicht. Um den Anlegern die Übersicht zu
erleichtern, gibt es das Ratingvon Schuld-
nern und von Wertpapieren.

Das sind so ungefähr die Ingredienzien
in der Küche des Finanzkapitalismus, und
mit diesen wenigen Materialien und Zu-
taten kann man Millionen unterschied-
liche Gerichte kochen,zumal die physische
Welt für fortlaufende Abwechslung und
immer neue Geschäftsideen sorgt: Roh-
stoffboom, Missernten, technische Durch-
brüche.

Die ständigen Fortschritte der Daten-
verarbeitung und der Telekommunikation
ermöglichen es zusammen mit der Fi-
nanzmathematik, immer schneller immer
kompliziertere Gerichte zu kochen, aber
die Prinzipien ändern sich dabei nicht. Sie
nehmen nur immer neue Gestalt an, und
zahlreiche Geschäfte entziehen sich der
spontanen Beurteilung durch den gesun-
den Menschenverstand.

Dabei gelten die ewigen Gesetze von
Boomund Bust,das Oszillieren zwischen

Gier und Angst. Die immer neuen Erschei-
nungsformen Desselben machen den Wett-
lauf zwischen Finanzaufsicht und Markt-
aktivität zu einem Wettlauf zwischen Hase
und Igel, wobei die Finanzaufsicht regel-
mäßig der Hase ist. Und in jeder Finanz-
krise ist es so, dass das jeweils Neue erst im
Nachhinein erkannt wird.

So war es auch bei der Subprime-Krise.
Drei Dinge kamen zusammen: Die schein-
bar stabil aufwärts gerichtete Preisentwick-
lung am amerikanischen Häusermarkt, die
Möglichkeit, durch Bündelung von Forde-
rungen deren cash flowzu stabilisieren und
so deren Ausfallrisiko zu minimieren, und
zum Dritten die sehr günstigen Refinan-
zierungsmöglichkeiten am internationalen
Kapitalmarkt.

Die unkritische Anwendung eines
grundsätzlich nicht unvernünftigen Ge-
schäftsmodells führte dann zu solchen
Auswüchsen wie bei der Sächsischen Lan-
desbank,wo in einem nicht bilanzwirk-
samen sog.Conduit langfristige, sehr gut
geratete Forderungen von 40 Mrd. Euro



mit sog.Commercial Paperskurzfristig re-
finanziert wurden. Die dabei erzielte Zins-
differenz ergab einen Jahresgewinn von 30
bis 40 Millionen Euro, rund 60 % des Ge-
winns der Landesbank.

Die zentrale Annahme war,dass im Fal-
le steigender Refinanzierungskosten oder
einer Refinanzierungslücke die dort gehal-
tenen Aktiva jederzeit verlustfrei verkauft
werden könnten, also unbegrenzt liquide
seien, und diese Annahme war falsch.

Oder besser gesagt: Diese Annahme
wurde spätestens falsch mit dem ersten
Grollen am amerikanischen Häusermarkt.
Als deutlich wurde, dass die strukturierten
Forderungsbündel, die so hoch geratetwa-
ren, auch einen noch unbekannten Anteil
von »bad loans« enthielten oder zumindest
enthalten könnten, waren diese Aktiva vor
ihrer Fälligkeit gar nicht mehr oder nur
noch unter hohen Verlusten liquidierbar.
Und da niemand im Einzelnen in diese
Forderungsbündel hineinschauen konnte,
führte das allgemeine Misstrauen zu einer
allgemeinen Kaufunwilligkeit und damit
Marktlähmung.

Mit dieser Entdeckung brachen aber
auch die günstigen kurzfristigen Refinan-
zierungen weg. Soweit Investoren nicht
überhaupt die Refinanzierung mit Com-
mercial Papersverweigerten, wollten sie
höhere Zinsen haben, und zwar so hoch,
dass das ganze Conduit zum Verlustge-
schäft wurde.

Damit, dass die Grundannahme weg-
brach, die auf solch gebündelten Forde-
rungen beruhenden Wertpapiere seien we-
gen ihres hohen Ratingsunbegrenzt liqui-
de und dadurch, dass damit auch deren
günstige Refinanzierungsmöglichkeiten
wegbrachen, wurde weltweit bei den Ban-
ken ein gigantischer Abschreibungsbedarf
ausgelöst, der die Kapitalbasis auszehrte
und von daher schon neue Geschäftsmög-
lichkeiten beschränkte.

Dies alles würde sich schnell beruhi-
gen, wenn nur die amerikanischen Häu-
serpreise wieder stiegen oder zumindest

aufhören würden zu fallen. Das ist aber
nicht absehbar. Ein weiterer Preisverfall
könnte die Wertigkeit weiterer Forderun-
gen beeinträchtigen und zu neuem Ab-
schreibungsbedarf führen.

Deutschland ist gerüstet

Was ist daran nun eigentlich neu? Gar
nicht viel. Es ist zwar eine neue Krise, die
sich aber im Wesentlichen aus altbekann-
ten Ingredienzien zusammensetzt: In den
80er Jahren gab es einen gewaltigen Im-
mobilienboom in Japan,der in einem riesi-
gen Crash endete und dessen Spätfolgen in
den Bankbilanzen bis heute spürbar sind.
Das hätten amerikanische Banken sehen
und auf eine übermäßige Beleihung ver-
zichten können. Auch der Immobilien-
crash Anfang der 90er Jahre in England
sollte noch bekannt sein.Auch in Deutsch-
land gibt es seit jetzt 15 Jahren eine schlei-
chende Immobilienkrise, die sich in konti-
nuierlich fallenden Werten auf vielen Teil-
märkten zeigt.Nur ist die Beleihungspraxis
der deutschen Banken stets vorsichtiger ge-
wesen. Jetzt erleben wir eine Immobilien-
krise in Spanien und erneut in England.

Man wird jetzt nationale und interna-
tionale Regulierungen anpassen. Das ge-
schieht sowieso ständig. Und damit wird
man für eine Reihe von Jahren die Wie-
derholung genau dieser Krise vermeiden.
Es wird dann halt eine andere kommen.
Leichtere Finanzkrisen treten alle 20 bis 30
Jahre auf, schwere alle 40 bis 60 Jahre. Das
bringt die Entwicklung des Kapitalismus
seit 350 Jahren (seit der holländischen Tul-
penkrise) so mit sich,und das wird auch in
Zukunft so sein.

Richtig ist, dass die Finanzwelt globa-
ler, schneller und unübersichtlicher ge-
worden ist.Was wird denn sein, wenn ein-
mal Indien und China mit vollem Gewicht
im Weltfinanzsystem mitspielen werden?

Noch vor wenigen Jahren sahen wir
Deutschen mit sorgenumwölbter Stirn,
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Martin Höpner

Die sozialdemokratischen Wurzeln

Auch im Rheinischen Kapitalismus hat der Finanzmarkt deutlich an Macht ge-
wonnen. Die Ursachen für diesen strukturellen Wandel sind zwar vielfältig, aber
eine moderne Sozial- und Beschäftigungspolitik hat eine Reihe von Anknüpfungs-
punkten, dieser entscheidenden Herausforderung zu begegnen.

Stellen wir uns vor, einem zeitreisenden
Sozialdemokraten aus den 80er Jahren fiele
eine deutsche Wirtschaftszeitung vom Juli
2008 in die Hände.Er könnte lesen,dass die
Schaeffler-Gruppe ihren Plan, die wesent-
lich größere Continental AGzu überneh-
men, notfalls auch feindlich betreiben wer-
de, und dass die dafür nötigen Finanzie-
rungszusagen in- und ausländischer Ban-
ken bereits beschafft seien. Oder dass sich
die TUI AGauf Druck ihrer Aktionäre von
der Reederei Hapag-Lloyd trennen werde
und dass der internationale Bieterkampf
noch nicht entschieden sei.Vorbei die Zeit,
in der ein dichtes Verflechtungsnetzwerk,
mächtige Banken und eine kooperative
Wirtschaftskultur der Macht der Finanz-
märkte über Großunternehmen enge Gren-
zen setzten. Wie, so würde sich unser Zeit-
reisender fragen, kam die deutsche Wirt-
schaft von hier nach dort?

Definieren wir den Finanzmarktkapi-
talismus als Wirtschaftsordnung, deren
Institutionen, Organisationen und vor-
herrschende Praktiken die Orientierung
der Unternehmen an den Interessen der
finanzorientierten Minderheitsaktionäre
begünstigen und ihnen Sanktionsmittel
bei Nichtbeachtung dieser Interessen zur
Verfügung stellen, besteht kein Zweifel:
Der Rheinische Kapitalismus hat sich dem
Finanzmarktkapitalismus spürbar ange-
nähert. Das hat viele Ursachen, von tech-
nologischen Veränderungen an den Fi-
nanzmärkten über die wirtschaftliche In-
ternationalisierung bis hin zu gewandelten
Leitbildern von Führungskräften. Aber, so
könnten wir dem fragenden Zeitreisenden
mitteilen: Die neue Macht der Finanz-

marktteilnehmer war nicht zuletzt auch
Ergebnis politischer Reformen.

Ob denn der wirtschaftsliberale Flügel
der CDU im Tandem mit der FDP mittler-
weile mehrheitsfähig geworden sei und ra-
dikale Wirtschaftsreformen durchgesetzt
habe, fragt unser Zeitreisender nun viel-
leicht zurück. Und es wäre an uns, ihn über
die politischen Konstellationen bei den ent-
scheidenden Reformen der Unternehmens-
kontrolle aufzuklären: Im Jahr 1998 war es
im Zuge der Diskussion über das Gesetz
zur Kontrolle und Transparenz im Unter-
nehmensbereich (KonTraG)vor allem die
SPD, die auf eine Auflösung des Unterneh-
mensnetzwerks mit politischen Mitteln
zielte und forderte, Banken Industriebesitz
von mehr als 5 % des Aktienkapitals zu ver-
bieten. Zwei Jahre später war es dann die
SPD-Regierung unter Schröder, die mit der
Abschaffung der Steuer auf Gewinne aus
Beteiligungsveräußerungen bei Aktienge-
sellschaften die Kapitalentflechtung steuer-
lich begünstigte, um so die Auflösung des
als Deutschland AGbezeichneten Unter-
nehmensnetzwerks zu beschleunigen. Und
als im Jahr 2001 das Wertpapiererwerbs-
und Übernahmegesetzberaten wurde, for-
derte die CDU, die Geltungsdauer von Vor-
ratsbeschlüssen der Hauptversammlungen
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dung von wirtschaftlicher Vernunft und
sozialer Gerechtigkeit. Nur sie sorgt für
den Kitt, ohne den eine moderne demo-
kratische Gesellschaft nicht auskommt.
Nur ein Gesellschaftsmodell, das sich an
den Bedürfnissen der Menschen orien-
tiert, kann auf Dauer die Basis für nach-
haltiges Wirtschaftswachstum und gesell-
schaftliche Stabilität bieten.Die Jahre nach
dem Zweitens Weltkrieg haben das ein-
drucksvoll demonstriert. Vielfältige Kom-
promisse zwischen Markt und sozialen
Reformen waren es, die in der westlichen
Welt starkes Wachstum und sozialen Frie-
den sicherten (Jeffrey Frieden).

Heute müssen wir für die Werte und die
Spielregeln der Sozialen Marktwirtschaft
kämpfen. Wir müssen begreifen, dass im
Zeitalter globaler Märkte Wirtschaftspoli-
tik Sozialpolitik ist … und umgekehrt. Das
ist der wirtschaftlichen und politischen
Elite der Bundesrepublik Deutschland bis-
her nicht ausreichend bewusst. Sie hat
Schutzmechanismen gegen den Turbokapi-
talismus bisher weitgehend abgelehnt. Es
geht nicht um Protektionismus. Es geht da-
rum, dass wir den Kampf um die Soziale
Marktwirtschaft aufnehmen. Daran wird
sich beweisen,ob die Verantwortungsträger
des Landes ihrer Aufgabe gerecht werden.

tematischer Verlierer.Er muss sie nicht nur
für den größten Teil ihres Lebens subven-
tionieren, sie sind auch politischer Spreng-
stoff. Sie gefährden den sozialen Frieden,
und sie werden nicht dauerhaft bereit sein,
sich in einem Staat moralisch zu verhalten,
den sie selbst als unmoralisch erleben.

Noch gleicht der Exportweltmeister
äußerlich einem Muskelprotz. Doch der
Krebs im Inneren wächst. Er verursacht
uns bislang nur keine Schmerzen, weil die
besonders gut ausgebildeten Babyboomer
noch den Arbeitsmarkt beherrschen. Sie
sind heute auf dem Höhepunkt ihrer per-
sönlichen Produktivität, ihrer Gesundheit
und ihres Einkommens und tragen wie
keine andere Generation zum derzeitigen
Erfolg der deutschen Wirtschaft bei.

Bald aber werden die Babyboomer-
Jahrgänge die größte Rentner- und Kran-

Karl Lauterbach

Wie die Privilegierten das Land ruinieren

Der Befund ist eigentlich seit langem klar: Das Bildungs-, Gesundheits- und Pflege-
system in Deutschland ist ineffizient, fast nirgends sonst in Europa ist die Arbeits-
losigkeit bei Geringqualifizierten so hoch, was langfristig auch das Fundament der
Demokratie gefährdet.Doch bisher hat sich nichts an dieser neuen Klassenspaltung
geändert. Was wir jetzt brauchen, ist eine Kampfansage.
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Für den Einzelnen bedeutet unser Sozial-
staat immer häufiger ein unerfülltes Leben.
Chancenlos in die falsche Familie geboren,
nach schlechter Bildung arbeitslos und auf
Hilfe des Staates angewiesen, bald schon
unnötig erkrankt, dann arm und früh ge-
storben … das klingt wie ein schlechtes
Drehbuch.Es ist aber zunehmend die Wirk-
lichkeit für all jene Menschen, die ohne je-
des Privileg in Deutschland geboren wer-
den. Der Staat schafft hier eine Klasse sys-
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gungen stimmen darin überein, dass unser
Bildungssystem, unser Gesundheitssystem
und unser Pflegesystem ineffizient sind. Ich
kenne auch keinen einzigen internationa-
len Spitzenökonomen, für den es nicht pro-
blematisch wäre, dass der deutsche Sozial-
staat so stark über die Belastung der Lohn-
kosten finanziert würde. Kein Wirtschafts-
wissenschaftler von Rang protestiert bei
der Aussage, dass unsere Arbeitsmarkt-
und Bildungspolitik besonders die Gering-
qualifizierten benachteiligt.

Warum sich nichts ändert

Obwohl das wissenschaftliche Urteil so
einhellig und so vernichtend ausfällt, än-
dert sich nichts. Warum? Nun, ein Grund
ist sicher der, dass wir den Krebs im In-
neren noch nicht spüren.Viele unterschät-
zen,wie schlecht unser Bildungswesen und
unser Gesundheitssystem wirklich sind.
Der zweite und viel wichtigere Grund ist
aber die politische Macht der Privilegier-
ten, die schon jetzt die Reformen blockie-
ren und dies auch in Zukunft tun wollen.

Aus ihrer Sicht scheint es vernünftig,
sich so lange wie möglich gegen die not-
wendigen Reformen zu wehren. Sie profi-
tieren auf jeden Fall davon, dass Arbeiter-
und Migrantenkinder ihren Kindern keine
Konkurrenz im Gymnasium und im Stu-
dium machen. 85 % der Kinder von Be-
amten besuchen das Gymnasium. Für sie
funktioniert unser Bildungssystem,es kann
nur schlechter werden. Beamte, Gutver-
diener und Selbstständige hätten auch kei-
nen Vorteil davon, wenn sie sich an der Fi-
nanzierung der Systeme der sozialen Si-
cherung beteiligen würden und dabei die
Vorzüge der Zweiklassenmedizin für sich
auch noch einbüßen müssten. Für Selbst-
ständige ist es lukrativer, sich privat für das
Alter abzusichern, statt die Rente all derer
mitzuzahlen, die in den neuen Bundeslän-
dern lange Erwerbsbiografien vorweisen
können und heute eine Rente beziehen, die

im Durchschnitt sogar höher ist als in den
alten Bundesländern. Für Beamte ist es na-
türlich günstiger, sich eine bessere Gesund-
heitsversorgung vom Steuerzahler bezah-
len zu lassen, statt mit für die Gesundheits-
versorgung der Arbeitslosen einzustehen.

In der politischen Ökonomie gilt das
Gesetz, dass es für ein Sozialsystem lang-
fristig den Tod bedeutet, wenn die Mei-
nungsführer der Gesellschaft darin nicht
mitversichert sind. Dann ist es aus ihrer
Sicht nur ein Kostenfaktor und hat keinen
Bezug zu ihrem eigenen Leben. In diesem
Sinne sind unsere Sozialsysteme und auch
die unteren Stufen unseres Bildungssys-
tems dem Tod geweiht. Die meisten Po-
litiker, Ministerialbeamten, Topjournalis-
ten, Professoren und Unternehmer, dieje-
nigen Gruppen also, die den politischen
Druck gegen die einflussreichen Lobby-
isten der Privilegierten aufbauen könnten,
gehören selbst zu den Privilegierten. Nur
im Ausnahmefall werden sie sich für Re-
formen stark machen, durch die sie eigene
Vorteile einbüßen.

Ein echter Abbau der Zweiklassenme-
dizin mit einem weniger über die Löhne fi-
nanzierten Gesundheitssystem wäre ein
Segen für die Gesundheit der Bevölkerung
und für den Arbeitsmarkt. Das ließe sich
aber nur gegen den massiven Widerstand
der privilegierten Bevölkerungsgruppen
durchsetzen.

Duschen, ohne nass zu werden

Viele einflussreiche Leute sowie die ihnen
nahestehenden Zeitungs- und Fernseh-
redakteure verlangen, flankiert von Gut-
achten willfähriger Professoren, vom Staat
dabei genau die Reformen, die sie im
Hintergrund selbst blockieren.

So sollen die Lohnnebenkosten sinken,
gleichzeitig aber die Steuern für die Rei-
chen gesenkt werden. Wie soll das gehen?
Die Beitragssätze für die Kranken-, Pflege-,
Renten- und Arbeitslosenversicherung
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Die Schaffung von Gerechtigkeit wird
heute von zu vielen als Kürprogramm des
Staates gesehen, dabei ist es seine zentrale
Pflicht. Die Privilegierten und ihre Lobby-
isten behaupten aber, die Produktivität sei
wichtiger. In Wahrheit jedoch verliert un-
sere Gesellschaft an Produktivität, weil sie
so ungerecht ist. Dies werden in Deutsch-
land immer mehr Menschen begreifen.
Und auch die Bildungsarmen werden zum
Schluss erkennen,dass der Staat es war,der
sie im Auftrag einer kleinen Herkunftselite
um ihre Chancen betrogen hat.

Bei den geforderten Reformen geht es
nicht um eine Umverteilung des Wohl-
stands, sondern um die Schaffung von Ge-
rechtigkeit, um unseren Wohlstand lang-
fristig zu sichern und zu mehren. Was die
vom Unrecht Profitierenden als Neid ab-
tun, ist in Wahrheit die Grundlage für den
politischen Konsens in unserer Gesell-
schaft.Diesen Konsens wiederherzustellen
würde ein riesiges politisches Vakuum in
Deutschland füllen.

Eine Politik für eine gerechte Gesell-
schaft erfordert sehr viel Mut, muss man
sich dafür doch mit vielen etablierten Ent-
scheidungsträgern anlegen, die einen gro-
ßen Teil der Wirtschaft und der Medien auf
ihrer Seite haben. Sie arbeiten im Hinter-
grund, verfügen über einflussreiche Netz-
werke und verlangen fortwährend nach Re-
formen,die den Zweiklassenstaat weiter ze-
mentieren würden. Leider gehen ihnen viele
Politiker ins Netz. Auch Politiker, die selbst
aus bescheidenen Verhältnissen kommen,
vergessen oft ihre Herkunft und scheuen
die Konfrontation zum Wohle derer, die
heute ohne die Chancen sind, auf die sie
selbst noch vor kurzem angewiesen waren.

Der Kampf für Gerechtigkeit,und nicht
die Bedienung einer kleinen Klientel von
Saturierten, ist aber die zentrale Aufgabe
der Politik. Es ist zu hoffen, dass sich über
alle Parteigrenzen hinweg wieder mehr von
uns darauf besinnen. Denn auf keinem an-
deren Schlachtfeld als in der Politik kann
der Zweiklassenstaat überwunden werden.

können nicht gesenkt werden,wenn gleich-
zeitig die Einkommensteuer gesenkt wur-
de,die Unternehmenssteuer erneut gesenkt
werden soll, die Vermögenssteuer abge-
schafft wurde und die gerechteste aller
Steuern, die Erbschaftssteuer, auf einem
international einmalig niedrigen Niveau
bleiben soll.

Ähnlich ist es mit den dringend not-
wenigen Reformen unseres Bildungssys-
tems.Nach einem Vortrag vor Parteifreun-
den zu diesem Thema stimmte mir un-
längst eine Parteigenossin zu,dass jetzt die
Gemeinschaftsschule nach skandinavi-
schem Vorbild endlich kommen müsse.
Als ich Minuten später die Abschaffung
der Gymnasien forderte, ging ich aus ihrer
Sicht zu weit. Aber wie soll man duschen,
ohne nass zu werden? Es geht nicht ohne
eine Kampfansage an die bestehenden
Strukturen, so unangenehm und gefähr-
lich diese Konfrontation für viele von uns
ist. Eine allgemeine Pflicht zum Vorschul-
besuch und zur Sprachförderung wird nur
gegen großen Protest durchzusetzen sein.
Hier gibt es keine Win-Win-Lösungen,
von denen sofort alle profitieren.

Die Akzeptanz der Demokratie
wird unterhöhlt

Ohne Reformen zulasten der Privilegier-
ten werden die nächsten Generationen un-
gerechte und ineffiziente Sozialsysteme er-
ben und in einem Staat leben, dessen Be-
völkerung unaufhaltsam schrumpft. Das
wird nicht nur unsere Wirtschaftskraft
schwächen, sondern auch die Akzeptanz
der Demokratie in Deutschland unterhöh-
len. Unser Staat scheint noch gerechter, als
er ist. Die meisten werden den Staat bald
als ungerecht durchschauen und sich ent-
sprechend benehmen. Ein Zweiklassen-
staat fördert die moralisch niedrigsten
Verhaltensweisen in seiner Bevölkerung
und hat gleichzeitig nicht die moralische
Autorität, sich darüber zu erheben.
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Erst waren es mit Lidl, Aldi und Schlecker
nur die »Schmuddelkinder«, doch dann
folgte Siemens… und schließlich auch die
Deutsche Telekom.Nach den jüngsten Ent-
hüllungen, wonach selbst im einstigen
Staatsmusterbetrieb … bei dem der Bund
noch immer größter Einzelaktionär ist …,
gewerkschaftsnahe Aufsichtsräte und kri-
tische Journalisten systematisch bespitzelt
wurden,scheint kaum ein Bereich der Wirt-
schaft vor rechtswidrigen Übergriffen mehr
sicher. Der Fraktionsgeschäftsführer der
CDU im Bundestag,Norbert Röttgen,sieht
bereits die gesamte deutsche Wirtschaft
durch Fehlverhalten Einzelner gefährdet.
Und dieBundeskanzlerin warnt vor einem
dramatischen Vertrauensverlust der sozia-
len Marktwirtschaft.

Tatsächlich aber reichen die Skandale in
ihrer Wirkung weit über die Selbstzer-
störung der Ökonomie hinaus … und rühren
an die Grundfesten des demokratischen
Gemeinwesens. Mit dem »Ausmisten des
Saustalls Telekom«,das Dieter Wiefelspütz
fordert, dürfte es deshalb nicht getan sein.

Verselbstständigung der Ökonomie

Der CDU-Haushaltsexperte Steffen Kam-
peter trifft dagegen einen richtigen Punkt,
wenn er den jüngsten Skandal in einem
Atemzug mit der Spiegel-Affäre von 1962
nennt.Tatsächlich haben Spiegel- und Spit-
zel-Krise eines gemeinsam: Bei beiden
handelt es sich um eine Verletzung maß-
geblicher Grundfreiheiten der liberalen
Demokratie. Gleichzeitig unterscheiden

sich die beiden Skandale an entscheiden-
der Stelle: Während bei der Spiegel-Affäre
die Bedrohung vom Staat ausging … in
Person des damaligen Verteidigungsmi-
nisters Franz Josef Strauß …, haben wir es
heute mit einer gefährlichen Verselbst-
ständigung der Ökonomie zu tun.Und da-
für ist die Telekom-Affäre eher Symptom
als Kern der Angelegenheit.

Was wir derzeit erleben, ist eine er-
staunliche Machtverschiebung, zu Lasten
der Politik und zugunsten der Ökonomie
… auch infolge zunehmenden Machtver-
lustes der demokratischen Institutionen
und aufgrund deren Versagens bei der
Ausübung ihrer Kontrollfunktion.

Wenn heute scheinbar flächendeckend,
ob bei Lidl oder der Telekom,die Privat-
sphäre der Angestellten überwacht und bis
ins Kleinste, etwa der private Kontakt zu
Kollegen, reglementiert oder gar untersagt
wird, zielt dies letztlich auf totale Kontrolle.
Damit findet in extremer Weise statt, was
Jürgen Habermas einst die »Kolonialisie-
rung der Lebenswelten« nannte. Agenten
dieser Eingriffe in die individuellen Rechte
sind bei Habermas Staat und Ökonomie.
Doch heute ist es, trotz des Ausbaus der
Überwachungsmöglichkeiten im Zuge der

Albrecht von Lucke

Kontrollverlust und Selbstgefährdung

Die Affären bei Lidl, Siemensu.a. sind Anzeichen für eine gefährliche Verselbst-
ständigung der Ökonomie und einen zunehmenden Machtverlust der demokrati-
schen Institutionen. Langfristig werden dadurch die kulturellen und zivilisatori-
schen Grundlagen des Gemeinwesens zerstört. Bringt die Berliner Republik die
erforderlichen Abwehrkräfte auf, um diesen Angriffen erfolgreich zu begegnen?

Albrecht von Lucke

(*1967) ist Redakteur der Blätter
für deutsche und internationale Politik
in Berlin. Im Wagenbach-Verlag
erschien: 68 oder neues Biedermeier.
Der Kampf um die Deutungsmacht.

albrecht.vonlucke@blaetter.de
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Terrorbekämpfung,nicht in erster Linie der
Staat, der die Freiheiten der Bürger gefähr-
det, sondern die Wirtschaft.

Das Ende des
Modells Deutschland

Der Beginn dieser Machtverschiebung ist
leicht zu terminieren: 1989, mit dem Ende
der Bipolarität des Kalten Krieges, ist der
Wirtschaft und insbesondere den transna-
tional operierenden Großunternehmen
mit der »Globalisierung« ein perfektes Er-
pressungsmittel erwachsen … realer, aber
teilweise auch nur imaginierter Art. Die
globale Konkurrenz hat zu einem perma-
nenten Unterbietungswettbewerb geführt
… erst der ökonomischen und dann der po-
litischen »Werte«, sprich: erst der Preise,
insbesondere der für Arbeit, und dann der
demokratischen Standards.

Was wir derzeit erleben, ist die zuneh-
mende Verselbstständigung der ökonomi-
schen Imperative: nach innen wie nach au-
ßen. Im Wettbewerb im eigenen Land oder
mit autoritären Staaten wie Russland und
China werden Demokratie und Rechts-
staatlichkeit auch von der deutschen In-
dustrie immer mehr als Störfaktor wahrge-
nommen … beim Verhalten gegenüber den
eigenen Angestellten (Lidl) wie gegenüber
den Konkurrenten am Markt im Kampf um
die lukrativsten Aufträge (Siemens).

Damit endet das, was die Bonner Re-
publik einst ausgezeichnet hat, die Befrie-
dung der ökonomischen Antagonismen.
Im Wahlkampf 1976 definierte der dama-
lige Bundeskanzler Helmut Schmidt das
»Modell Deutschland« wie folgt: Während
es üblicherweise drei Produktionsfaktoren
gebe … Arbeit, Kapital und Boden …, habe
Deutschland einen zusätzlichen vierten:
den sozialen Frieden. Heute wird dieser
Frieden seitens der Wirtschaft zunehmend
aufgekündigt.

Gleichzeitig erweist sich, dass der ge-
sellschaftliche Frieden der alten Bundes-

republik aus einer ganz spezifischen histo-
rischen Situation erwuchs, in der die Ein-
hegung der ökonomischen Machtstruk-
turen gelang.Heute lernen wir die alte Bun-
desrepublik notgedrungen als geschicht-
liches Transitorium zu begreifen … und da-
mit auch wieder die eigentlichen kapitalis-
tischen Imperative.

Rechtsfreie Räume

Für sich genommen, ist jeder Betrieb ein
machtstrukturiertes Unternehmen, das al-
lein dem Imperativ der Profitmaximierung
verpflichtet ist. Dieser Zweck heiligt, wie
sich jetzt wieder zeigt, grundsätzlich die
Mittel. Ohne Regulierung funktioniert
folglich jedes Unternehmen als rechtsfreier
Raum, in dem die Normen des Grund-
gesetzes nicht per se Gültigkeit haben.

Das gilt sowohl nach innen, innerhalb
der Betriebe, als auch nach außen, im glo-
balisierten Marktgeschehen. Gegenwärtig
zeigt sich besonders deutlich, dass von ei-
ner wundersam heilenden unsichtbaren
Hand auf den globalen Märkten nicht die
Rede sein kann. Vielmehr tendiert der
nicht-regulierte Kapitalismus dazu, die für
das reibungslose Funktionieren der Waren-
produktion und für ihren Austausch eigent-
lich erforderlichen kulturellen und zivili-
satorischen Grundlagen immer wieder zu
zerstören. Diese permanente Selbstzerstö-
rung ist also keineswegs notwendig schöp-
ferisch im Schumpeterschen Sinne, son-
dern untergräbt die systemischen Funk-
tionsbedingungen. Das zeigt sich bei der
generellen Tendenz zur Entstehung von
Monopolen ebenso wie bei der anhaltend
dramatischen Finanz- und Hypotheken-
Krise.

Ohne Hegung tendiert der Kapitalis-
mus zur rücksichtslosen Ausbeutung seiner
Ressourcen, der Produktivkräfte Arbeit
und Umwelt. Insofern kann es auch nicht
verwundern, dass die neoliberale Doktrin
letztlich auf dem Gesetz des Dschungels
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und dem darwinistischen Survival of the
fittest basiert. Jede Befriedung muss den
Unternehmen und der Gesamtwirtschaft
folglich gesetzlich abgerungen werden.
Dies geschah in der Zeit nach Ende des
Zweiten Weltkriegs … aufgrund der Erfah-
rungen der ersten Hälfte des Jahrhunderts
… und vor allem in den sozialliberalen 70er
Jahren. Die alte Bundesrepublik konnte
letztlich nur deshalb so erfolgreich sein,
weil diese Befriedung gelang.

In den 40 Jahren der Bonner Republik
akzeptierten die Unternehmen das Modell
Deutschland … doch keineswegs primär
aus eigenem Antrieb, sondern weil sie ge-
zwungen wurden, Verantwortung gegen-
über der Gesellschaft und ihren Arbeitneh-
mern zu übernehmen, unter partiellen Ab-
strichen bei den eigenen Renditeinteressen.
Daraus erwuchsen gesellschaftliche Errun-
genschaften wie Demokratisierung und
Mitbestimmung in den Unternehmen.

Heute erleben wir, wie die jüngsten
Skandale belegen, einen dramatischen
Rückschritt. Die Gesellschaft teilt sich

mehr und mehr in zwei Räume … einen
(noch) gehegten öffentlichen Raum und
einen zunehmend rechtsfreien Raum in-
nerhalb der Unternehmen,der aber immer
stärker in den öffentlichen Raum hinein-
wirkt.

Korruption und Kontrollverlust

Inwieweit sich ohne eine Regulierung die
unternehmerischen Profitmaximierungs-
interessen verselbstständigen, belegt die
jüngere Industriegeschichte.Weil die deut-
sche Gesetzgebung die Bestechung bis
1998 (durch steuerliche Absetzbarkeit)
förderte, entwickelte sich in deutschen
Betrieben eine regelrechte Korruptions-
kultur. Wie wir heute wissen, baute etwa
der Siemens-Konzern in dieser Zeit ein
Korruptionsnetzwerk in fast allen Berei-
chen des Betriebes auf, um im globalen
Markt mit allen Mitteln zu reüssieren.

Die Kosten, die bei der Aufklärung
dieser Affäre entstanden sind, belaufen





Auf einer Konferenz in Paris, durchge-
führt von der Friedrich-Ebert-Stiftungund
der Fondation Jean-Jaurès,versuchten Po-
litiker und Wissenschaftler aus Schweden,
Dänemark und Finnland zu erklären, was
in den letzten Jahren für die Sozialdemo-
kratie Nordeuropas falsch gelaufen ist. Bei
allen Unterschieden in der Lage in den
einzelnen Ländern schälten sich im Laufe
der Diskussion doch einige Kernthemen
heraus.»Macht«, so hatte der frühere fran-
zösische Innenminister Charles Pasqua
einmal sehr schön bemerkt, »verbraucht
den, der sie nicht hat«. Manchmal aber, so
scheint es, auch den, der sie hat.

Die Macht und ihre Ausübung … in-
haltlich und im Stil … war das zentrale The-
ma der Beiträge und Debatten.Makroöko-
nomisch erfolgreich und weitgehend un-
umgänglich,um die Länder Skandinaviens
aus einer tiefen Krise ihrer Wirtschaften
und Sozialsysteme zu führen, hat sich die
sozialdemokratische Reformpolitik der
90er Jahre und der ersten Hälfte dieses
Jahrzehnts politisch als Langzeitgift erwie-
sen. Als »crisis-fixing technocrats«hätten
sich die Sozialdemokraten positioniert,
ohne Gespür und Interesse für die spezifi-
schen Auswirkungen der Politik auf ihre
Stammwählerschichten.Weit weg von den
Alltagssorgen, von den Dingen, »über die
Menschen am Küchentisch reden«, hätten
sie Politik betrieben.

Die Versäumnisse der
skandinavischen Sozialdemokraten 

Über was aber reden die Leute in Stock-
holm, Malmö und Kopenhagen nun am
Küchentisch? Mindestens vier Themen ha-
ben die Sozialdemokraten im Norden, so
scheint es, verschlafen:

Erstensdie Angst vor der Globalisie-
rung und deren Folgen, auch in Ländern,
denen Freihandel und globale Wirtschafts-
orientierung gleichsam in den ökonomi-
schen Genen liegen.

Zweitensdie Fehlentwicklungen des
Sozialstaats, die Inflation der Ansprüche
und der Inanspruchnahme bei gleichzeiti-
ger Erosion der Qualität der öffentlichen
Infrastruktur. Als die Konservativen ihre
Kritik daran eröffneten, hatten die Sozial-
demokraten nicht viel zu erwidern. Zu lan-
ge waren sie unwillig gewesen, eine zumin-
dest wahrgenommene Missbrauchskultur
zu bekämpfen. Sozialstaatsarrangements
und hohe Steuerquoten wie in Skandina-
vien basieren aber auf einem zentralen Fak-
tor: Vertrauen in das ordentliche Funktio-
nieren des Systems. Und dieses Vertrauen
in das System hatte gelitten … und damit das
Vertrauen in die Sozialdemokraten als Ga-
ranten eines gerechten Sozialstaats.

Drittens das Thema Immigration. In
Dänemark und Schweden weigerten die
Sozialdemokraten sich viel zu lange,die da-
mit verbundenen Probleme ernst zu neh-
men. Erst bemächtigten sich Rechtspopu-
listen, dann der konservative Mainstream
des Themas, mit erheblichen Folgen für die
Sozialdemokratie. Die Wähler der Rechts-
populisten, »geringer qualifizierte Män-
ner«, seien historisch in erster Linie »unse-
re Wähler«, wurde festgestellt. Nun sind sie
es nicht mehr, und die Rechtspopulisten
werden so schnell nicht verschwinden.

Schließlicheine wachsende Europa-
skepsis: Eine auf Europa abgestellte Wahl-
kampagne würde heute, so einer der schwe-
dischen Politiker, in einem »Desaster« en-
den.Wobei die skandinavische Europaskep-
sis spezieller Natur ist: Sie wurzelt nicht in
wirtschaftlichen Ängsten. Die Skandinavier
lieben den Binnenmarkt,gerne auch mit 27,
und die Abschaffung der Handelsbarrieren
in Europa. Sie basiert vielmehr auf der
Wahrnehmung, dass Europa beginnt, sich
in die bestehenden Sozialstaatsarrange-
ments einzumischen, das »skandinavische
Modell« selbst anzugreifen. Es beginnt sich
auch für die Mustersozialdemokraten im
Norden zu rächen, dass sie das europäische
Projekt viel zu lange als scheinbar entpoliti-
sierten Selbstzweck betrieben haben. Und

F O R U M S O Z I A L E D E M O K R AT I E

N G | F H   9 | 2 0 0 8 6 1









K U LT U R U N D K R I T I K

N G | F H   9 | 2 0 0 8 7 1

nicht an biografischen Expertisen, der
Auswertung von Anekdoten, Porträts, lite-
rarischen Zeugnissen, Zeitungsmeldun-
gen und sonstigen ungewöhnlichen Do-
kumentarien fehlen lässt. Alles, was er
weiß, gibt dieser Autor seinem Leser rück-
haltlos und mit zugespitzter Urteilskraft
zur Kenntnis, oft in riesigen Darstellungs-
bögen. So führt er uns durch die Anfänge
der Nationalismen des frühen 19. Jahr-
hunderts, in denen die Politisierung des
Religiösen und die Sakralisierung der Po-
litik ineinander greifen. Er untersucht die
sozialen Religionen der Industrialisie-
rungsphase, die ideologische Allheilmittel
gegen den befürchteten Zerfall der Gesell-
schaft in Anarchie und Amoralität anbie-
ten.Zumal im Marxismus,der sich als em-
pirische Wissenschaft geriert, deckt er die
mytho-poetischen und prophetischen Un-
terströme auf, welche die späteren Totali-
tarismen speisen.

Der Fluchtpunkt
des 11. September

Politische Ideologie wird immer mehr zur
folgenreichen Ersatzreligion, denn das Re-
ligiöse bleibt über die Jahrhunderte ein tie-
fenpsychologisch ausbeutbares Massen-
energetikum. So erreichten die Nazis ihre
ideologische Suggestivwirkung, weil sie
sich als das Schwert eines semireligiösen
deutschen Geistes präsentierten. Doch der
erste illegitime Bruder der Religion, der
die Schrecken angewandter Rationalität
als Blutherrschaft auszukosten verstand,
war der Bolschewismus. Burleigh verfolgt
akribisch die Erbschaft dieser Zeit und ih-
re Auswirkungen auf die Ära nach 1945,
vom Kalten Krieg bis zum Zusammen-
bruch des Marxismus-Leninismus und
seiner monströsen Herrschaftspraxis.

Erregender Zielpunkt der Darstellung
ist dann freilich der 11. September 2001
und seine Folgen für die westliche demo-
kratische Kultur. Wie eine »Cover-Ver-

sion« aller herkömmlichen Ideologiebil-
dungen zwischen Politik und Religion er-
scheinen nun die Kampfformeln des Isla-
mismus, der es mittlerweile vermocht hat,
dem Okzident eine Identitätskrise aufzu-
zwingen. Ganz in diesem Sinne wettert
Burleigh gegen »höhnische Säkularisten«
in der westlichen Welt, die statt für die
Religion lieber für »zweifelhafte Segnun-
gen« wie die Achtung vor den Tieren, den
Homosexuellen und der Natur des Plane-
ten plädieren und ihr »Mantra von Diver-
sität, Menschenrechten und Toleranz« he-
runterbeten.

Für Burleigh ist das alles unverant-
wortlich naiv. Längst droht in seinen Au-
gen die finstere Aussicht namens »Eura-
bia«. Was bedeuten soll, dass auf unserem
Kontinent jetzt schon die »verschiedens-
ten Teufel und Übel toleriert« würden.
Westeuropa sei religiös entkräftet, von der
existenziellen Langeweile seiner Eliten
ausgehöhlt, verweisen auf die Lächerlich-
keit von Zivilreligionen, die keineswegs
mehr den einigenden Kraftimpuls des
Nachkriegs-Wohlfahrtstaates aufbringen.
Derweil sammeln sich ringsum die vitals-
ten, durchaus politisch gestimmten Reli-
gionen. Schon einmal haben Moderni-
sierung und Säkularisation der Christen-
heit (Alt-)Europas die tiefen Wunden des
Glaubensverlustes und des religiös ver-
brämten politischen Wahnsinns geschla-
gen … soll der Westen jetzt in den Abgrund
fremdartiger Heilsvorstellungen gerissen
werden? Mit Entschlossenheit und Opti-
mismus zugleich beschließt Burleigh sein
monumentales Werk.Denn nach fast 1.300
Seiten präziser historischer Warnexpertise
glaubt der streitbare Christ seinen Lesern
vor Augen geführt zu haben, was in und
um Europa auf dem Spiel steht.

Michael Burleigh: Irdische Mächte,gött-
liches Heil.Die Geschichte des Kampfes zwi-
schen Politik und Religion von der Fran-
zösischen Revolution bis in die Gegenwart.
Deutsche Verlags-Anstalt, München 2008,
1.280 S.,   69,95.
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Im Zittern und Beben der Gegenwart ge-
schrieben, lassen die Tagebücher die unre-
duzierbare Singularität der jungen Simone
de Beauvoir in all ihrer Widersprüchlich-
keit hervortreten und modifizieren zu-
gleich unser Wissen über sie. Sallenave, die
zum 100. Geburtstag Beauvoirs eine origi-
nelle Biografie … Konfrontation und wech-
selseitige Erhellung der autobiografisch
aufschlussreichen Schriften Beauvoirs …
veröffentlicht hat, hebt die Fähigkeit der
Tagebücher hervor, das Denken, Fühlen
und Handeln der jungen Frau, aber auch
ihre Freundschaften,Lebensumstände und
die Pariser Atmosphäre, so zu verlebendi-
gen, »als hätte sich all dies wie durch ein
Wunder dem Zugriff der Zeit entzogen«:
»Die Tagebücher offenbaren in all ihrer
Frische und Genauigkeit eine Welt, die
man verschwunden glaubte.« Sie seien et-
was ganz anderes als die Memoiren,die sich
der Erinnerung, Durcharbeitung und Re-
konstruktion verdanken und die Beauvoir
selbst unter den Vorbehalt eines »Ich werde
nicht alles sagen« gestellt hat.

Selbsterschaffung und Hingabe

Von Anfang an sind die Ziele der Selbst-
erschaffung, der Selbstverwirklichung und
der Hingabe an die anderen Menschen ge-
genwärtig. In der philosophischen Ethik
werden sie oft als Gegensätze aufgefasst, in
Beauvoirs Tagebüchern erscheinen sie als
die zwei Seiten ein und desselben Glücks:
»Durch eine Neigung, einen Instinkt, der
dem gleicht, der mich ungeachtet allen Ur-
teilsvermögens zum Schönen hinzieht, füh-
le ich mich mehr zur Hingabe als zum Ego-
ismus berufen; aber ist dabei sonst nichts
im Spiel? Persönlich gesehen doch: insbe-
sondere die Freude an den Menschen ... Es
ist für mich eine Notwendigkeit, sie zu lie-
ben und für sie zu arbeiten und zu denken
... Ich habe mein Dasein zweigeteilt; ein Teil
ist für die anderen ...Und ein Teil für mich.« 

Hier kommt eine Haltung zum Aus-
druck, die mit S. de Beauvoirs zeitweiliger
Nähe zum sozialen Katholizismus der
Nachkriegszeit zu tun hat, wie er sich in
den »Équipes sociales« manifestierte,einer
Gruppierung, die Studenten und Arbeiter
durch kulturelle Aktivitäten zusammen-
zubringen versuchte, an denen sich die
junge Frau eine Zeitlang beteiligte.

Die Tagebücher enthalten anthropolo-
gisch höchst interessante Selbstanalysen,
die sich zum Teil auf detaillierte Bilanzen
(»Zusammenfassung des Jahres« und so-
gar »Zusammenfassung meines Lebens«)

Judith Klein

»Gewissheit einer Berufung«

Simone de Beauvoirs Jugendtagebücher

»Die Lektüre ist erschütternd«,schreibt die Schriftstellerin Danièle Sallenave über die
Cahiers de Jeunesse (Jugendtagebücher),die Simone de Beauvoir (1908-1986) von
1926 bis 1930 führte,deren erstes Heft jedoch als verloren gilt.Aus einem philosophi-
schen Blickwinkel lässt sich diese Erschütterung so deuten: Beauvoirs Tagebücher
schränken die Gültigkeit der Regel ein,wonach sich lebendige Subjektivität gewöhn-
lich dem Wissen der anderen entzieht und tot zu sein die Unmöglichkeit einschließt,
noch einmal anders zu werden als man war und im Bewusstsein der anderen ist.

Judith Klein

(*1946) ist Publizistin und
Übersetzerin in Osnabrück

und Paris.
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und auf Vergleiche mit früheren Denk-
und Verhaltensweisen stützen. So heißt es
im Eintrag vom 5. November 1926: »Ich
bin heute allen Menschen gegenüber viel
nachsichtiger und habe mehr Mitleid mit
ihnen. Früher wich ich stolz vor jedem
Fehler zurück ... Heute entschuldige ich
nicht nur die Dinge, die mich früher auf-
brachten, sondern sympathisiere fast mit
ihnen.« Und im Rückblick auf das Jahr
1928/29: »Ich erfahre, was Denken heißt,
was ein großer Mensch, was das Univer-
sum ist. Ich befreie mich von allen alten
Vorurteilen der Religion und der Moral
und von falschen Instinkten.« 

Eine Befreiung hat stattgefunden:»Ge-
burt des Castors [»Biber«, nach Beauvoir,
engl.Beaver,von dem Freund René Maheu
erfundener Spitzname], der seit so langer
Zeit zwischen der intellektuellen Mlle de
Beauvoir und der leidenschaftlichen Mlle
de Beauvoir schwankte.« 

Letztere verherrlichte … auch unter
dem Eindruck der Werke von Barrès,Gide,
Mauriac … Sinnlichkeit und Inbrunst: »Ich
möchte: lieben … jeden Menschen immer
mehr und immer mehr Menschen. Ich
möchte die Abende auskosten; den Regen
und die traurigen Morgen; die Farben und
die Düfte ... Die Haltung, die ich für mich
wähle, besteht aus Inbrunst, Klarsicht und
Glut.« Mehr als zwei Jahre später notiert
sie: »Wir sind noch jung und werden
nichts auslassen,wir werden den Tisch erst
verlassen, wenn wir von allen Speisen ge-
kostet haben.« 

Polarität, Pluralität

Das Festbankett währte nie lang.Die Tage-
bücher zeigen, dass die junge Simone de
Beauvoir an einer Art »bipolarer Störung«
litt,die sie zwischen Euphorie und Depres-
sion, Hoffnung und Verzweiflung, Stolz
und Minderwertigkeitsgefühl schwanken
ließ.Die Selbstzweifel gingen auch auf ihre
imaginär genährte, real immer wieder ent-

täuschte Liebe zu J. Champigneulle, dem
Cousin Jacques, zurück,der sie in die Wer-
ke der modernen Literatur, aber auch in
die Pariser Cafés und Bars eingeführt hat-
te. Sinnfällig wird diese »Bipolarität« in ei-
nem fiktiven Dialog zwischen ihren bei-
den »Ichs«, dem Ich der »Tränen, Leiden
und der Vernichtung« und dem der Lie-
beszuversicht und Lebensfreude.

Zur »Bipolarität« gesellte sich ein star-
ker Drang zu Vielfalt,Widersprüchlichkeit
und Metamorphose, der ausgesprochen
moderne Züge trägt. Nach einem Besuch
in einem Vergnügungsviertel schreibt sie:
»In mir die alberne Seele dieser Frau wie-
derfinden, denn sie steckt in mir ... In mir
die Feigheit eines einsamen weichen Her-
zens wiederfinden, das sich von niederen
Sehnsüchten nähren und in jedem Lä-
cheln eines Mannes die Aufforderung,
Sklavin zu sein, suchen würde.« 

Die junge S. de Beauvoir nimmt die
existenzialistische Überzeugung vorweg,
wonach dem Subjekt keine unveränder-
liche Essenz innewohnt: »Mein Gott! Wie
viele widersprüchliche Wesen sind in mir!
Oder erfinde ich sie? Der Besuch im Jockey
[Bar, J.K.] neulich und die Spaziergänge
mit Merleau-Ponty … ist das dieselbe Per-
son? Die schlimmsten Instinkte … Sinnlich-
keit, Koketterie, Eitelkeit … nisten in mir
wie kleine seltsame Tiere; sie vor mir defi-
lieren zu lassen amüsiert mich manchmal.« 

Sartre

Als Beauvoir im Sommer 1929 Sartre nä-
her kennenlernt und sich schließlich mit
ihm in einer freien Beziehung verbindet,
hat sie bereits einen Lebensentwurf gefun-
den. Sie hat auch, darauf weist Sylvie Le
Bon de Beauvoir in der Einleitung hin, ei-
nige Lebensmöglichkeiten bereits imaginär,
»virtuell«, durchlebt: z.B. die bürgerliche
Existenz an der Seite eines Ehemannes in
materieller Sicherheit, mit »Liebe, einigen
guten Büchern und einigen schönen Kin-
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dern, mit Freunden, denen ich meine Bü-
cher widmen kann und die meinen Kin-
dern Dichten und Denken beibringen«.

Unter dem Eindruck der neuen Liebe
werden alte Sehnsüchte wieder wach … und
sei es nur für wenige Wochen. Es ist plötz-
lich, als bestünde die Welt nur noch aus
Liebe, als könne man sein Schicksal abwer-
fen, es in die Hände eines anderen legen,
sich fallen lassen und den Kampf aufgeben.

Doch dem folgt die Erkenntnis: »Er be-
schäftigt mich leidenschaftlich, er allein,
und so schmerzlich, weil ich ihn nicht für
mich allein haben kann.« Danièle Sallenave
kommentiert: »Die Wirklichkeit der Ca-
hiers offenbart einen schwierigeren und für
den Castor in vieler Hinsicht schmerzliche-

ren Beginn [der Beziehung zu Sartre]«, als
die Memoiren es nahelegen.

Der Schmerz ist so groß, dass sogar
Sehnsucht nach einem Kind wach wird, ei-
nem Kind, das immer bleiben wird: »Ich,
die ich vielleicht niemals Mutter sein wer-
de, sehnte mich nach ihm, in meinem Her-
zen, in meinem Körper, bis mir die Tränen
kamen. Denn dieser Mann neben mir, der
so zärtliche Worte sagte, wird fortgehen.
Er gehört mir nicht, er kann mir nicht ge-
hören.« 

Es ist Sartre, der Beauvoir wieder zur
Vernunft bringt, indem er ihr vorwirft, sich
allzu sehr »in ihrem Glück einzunisten«:
»Er will nicht, dass ich nur lebe, um zu lie-
ben.« Er ist es, der sie zu ihren eigenen Ent-
schlüssen zurückführt … sie vergegenwärti-
gend und aufwertend …, insbesondere zu
ihrem Beschluss, ein schriftstellerisches
Werk zu erschaffen: »Es gab immer einen
Wunsch nach Stärke, nach Arbeit, nach ei-
nem zu erschaffenden Werk in mir, und ich
kann ihm nur zustimmen, wenn er mir
sagt, ich solle diesen den ersten Rang ein-
räumen.« Sogleich jedoch stellen sich Zwei-
fel ein: »Ich besitze kein Talent! Ich kann
nicht! Ich leide.« Und dann doch wieder:
»Ich muss versuchen, zu schreiben, es ist
meine einzige Chance.Meine einzige Chan-
ce, für mich in mir ein Interesse zu wecken.
Meine einzige Chance, für ihn nicht nur ein
angenehmer Körper zu sein, ein bisschen
Anmut, beschwingte Zärtlichkeit, ein klei-
nes liebevolles Tier ... Ich muss die Faulheit
besiegen,die sich dieses Jahr in mir breit ge-
macht hat. Arbeiten. Wie sehr möchte ich
ein Werk hervorbringen!« Das sind Echos
auf Gewissheiten, die sie schon einmal ge-
wonnen hatte: »Gewissheit einer Berufung
… nicht mehr wie ein Ruf, dem man unter
Schmerzen folgt, sondern wie ein Voran-
schreiten mit vollen Händen, als ein weises
Verschwenden eines sehr kostbaren Gutes.«

Simone de Beauvoir: Cahiers de Jeu-
nesse. 1926-1930 (Texte établi, édité et
présenté par Sylvie Le Bon de Beauvoir).
Gallimard, Paris 2008; 851 S.,   29,00.
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Brigitte Roßbeck geht auf die Emanzi-
pation der Frauen genauso marginal ein
wie auf Fragen, die in der Philosophie und
Literatur der Zeit diskutiert werden.Außer
dem historischen Hintergrund gilt ihr In-
teresse vorwiegend den farbigen Details …
und dem Klatsch im Hause Schlegel, wo
sich Schiller, Goethe, Novalis, Tieck und
Schelling einfinden. Das gibt der Biografin
Anlass, eine große Liebesgeschichte zu er-
zählen: Caroline verliebt sich in den elf
Jahre jüngeren Philosophen Friedrich
Schelling, den sie schließlich nach ihrer
Scheidung von Schlegel 1803 heiratet. Die-
se Liebesheirat stellt den romantischen
Höhepunkt der Biografie Roßbecks dar.
Befremdlich ist lediglich, warum die Au-
torin sich auf die absurde These des Schel-
ling-Kommentators Walter E. Ehrhardt
einlässt,Goethe sei der Vater von Carolines
ältester Tochter Auguste gewesen.

Verwundert es, dass Brigitte Roßbeck
das Thema der Frauenemanzipation ledig-
lich streift, so hebt Eckart Kleßmann die
Modernität der »Universitätsmamsellen«
hervor, die zur geistigen Avantgarde der
zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts gehö-
ren: Dorothea Schlözer erwirbt zum Bei-
spiel als erste Frau in Europa den Doktor-
titel in Philosophie, darf aber ihre Pro-
motionsurkunde nicht in Empfang neh-
men, weil es Frauen untersagt ist, eine
Universität zu betreten.

Ihre Freundin Therese Heyne heiratet
den Natur- und Völkerkundler Georg Fors-
ter, fertigt für ihn Übersetzungen an, ver-
lässt ihn jedoch später, um den Schrift-
steller Ludwig Ferdinand Huber zu ehe-
lichen. Erst in ihrer zweiten Ehe beginnt
ihre schriftstellerische Tätigkeit … sie
schreibt Romane, Erzählungen, Reisebe-
schreibungen, Essays, Rezensionen und ist
zudem eine eifrige Briefschreiberin und
Übersetzerin. Sie veröffentlicht ihre Werke
aber anonym oder bis zu seinem Tod unter
dem Namen ihres Mannes, danach leitet
sie sieben Jahre die Redaktion vonCottas
Morgenblatt für gebildete Stände.

Der Bildungsweg von Meta Forkel-
Liebeskind, geborene Wedekind, lässt da-
gegen die Grenzen weiblicher Entfaltungs-
möglichkeiten umso schmerzlicher erfah-
ren. Insofern ist nach Ansicht Kleßmanns
ihre Vita besonders geeignet, die Ziele und
Widersprüche der Zeit sinnfällig werden
zu lassen. Meta Forkel-Liebeskind ver-
öffentlicht mit neunzehn Jahren einen
Roman,später arbeitet sie als Übersetzerin
für Georg Forster, ab 1812 beliefert sie
Cottas Morgenblatt für gebildete Ständemit
Übersetzungen und fungiert als Nach-
richtenkorrespondentin.

Auch für die heute fast in Verges-
senheit geratene Philippine Gatterer, die
fünfte im Reigen der »Universitätsmam-
sellen«, ist der Umgang mit dem gelehrten
Umfeld des Vaters prägend. Nach ihrer
Heirat mit Johann Philipp Engelhard
siedelt sie nach Kassel über. Heinrich
Christian Boie, der ab 1770 den Göttin-
ger Musenalmanachherausgibt, erkennt
ihre dichterische Begabung. Doch er ver-
mag keinen Einfluss auf ihre Dichtkunst
und ihre Vorstellungen auszuüben. Zeit-
lebens bleibt sie auf Eigeninitiative ange-
wiesen.

Durch die Verflechtung von histori-
schem Geschehen, sozialem Umfeld und
privaten Schicksalen von Geistesgrößen,
mit denen die Göttinger »Universitäts-
mamsellen« zusammentreffen, gelingt es
Roßbeck sowie Kleßmann, das Bild dieser
»aufgeklärten« Frauen mit ihren besonde-
ren soziokulturellen Voraussetzungen und
ihrer individuellen Ausprägung vor dem
Auge des Lesers zu neuem Leben erwach-
sen zu lassen.

Brigitte Roßbeck: Zum Trotz glücklich.
Caroline Schlegel-Schelling und die roman-
tische Lebenskunst. Siedler, München 2008,
366 S.,   22,95.

Eckart Kleßmann: Universitätsmam-
sellen. Fünf aufgeklärte Frauen zwi-
schen Rokoko, Revolution und Romantik.
Eichborn, Frankfurt a.M. 2008, 336 S.,
  32,00.
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Vom 25. bis 29. Mai trafen sich … auf Ini-
tiative von Daniil Granin und Günter Grass
… im Petersburger Goethe-Institut russi-
sche und deutsche Autoren zu Arbeitsge-
sprächen. Noch vor einigen Jahren schien
es,als hätte die neue Generation russischer
Schriftsteller mit der sowjetischen Ver-
gangenheit auch gleich die gesamte russi-
sche Literaturtradition entsorgt. Manch
einer dieser Texte las sich,als sei er in einer
Manufaktur … unter Verwendung bewähr-
ter folkloristischer Bestandteile wie Wod-
ka, russische Seele, Birken … eigens für den
Export hergestellt worden.

Die sechs Autoren, die von russischer
Seite am Petersburger Treffen 2008 teil-
nahmen, beziehen sich indes ganz selbst-
verständlich auf genuin nationale Erzähl-
traditionen … seien es die offiziellen Klas-
siker (Gogol), die halboffiziellen (Bulga-
kow) oder die, über lange Zeit, »inoffiziel-
len« (Charms). Vielleicht liegt es daran,
dass Russland sich allmählich wieder sei-
ner selbst besinnt.Der neue Wohlstand,ge-
speist aus dem märchenhaften Öl- und
Gasreichtum,hat den Russen in den letzten
Jahren ihr nationales Selbstbewusstsein
zurückgegeben; am Ende der Jelzin-Ära
(1999) war es auf einem bis dahin nicht ge-
kannten Tiefpunkt. Der äußere Zerfall des
russischen Großreiches korrespondierte
mit dem Zerfall staatlicher Institutionen

im Innern. Löhne wurden nur noch spora-
disch gezahlt.

Russland zahlt einen
hohen Preis

Vor diesem Hintergrund ist die Zustim-
mung für Putin … selbst bei kritischen
Intellektuellen … kaum verwunderlich. Sein
Konzept einer »gelenkten Demokratie«
mutet ohne Frage postsozialistisch an. Um
aber die Oligarchen, die übrigens auch
nicht lupenrein vom marktwirtschaftlichen
Himmel gefallen waren, sondern größten-
teils der alten KPdSU- und Komsomol-No-
menklatura entstammten, zu verschrecken,
war es ein probates Mittel: Ende des letzten
Jahrhunderts hätten sie beinahe das ganze
Land als Beute unter sich aufgeteilt.

Der Preis, den Russland für diese »ge-
lenkte Demokratie« zu zahlen hat, ist aller-
dings hoch: Inzwischen werden fast alle

Jens Sparschuh

Vom Leben schreiben,
ohne vom Schreiben leben zu können
Ein Blick in die russische Gegenwartsliteratur

Im Frühsommer, wenn die Stadt am Finnischen Meerbusen aus ihrem Winter-
schlaf erwacht, verwandelt sich der Newski-Prospekt in einen Laufsteg: Die
Schönen des russischen Reiches stöckeln ihn hochhackig ab, erhobenen Hauptes
passieren sie die Ehrenformation der baff staunenden Männer. In den Parks
explodiert das Grün, die Luft ist leicht und hell, dunkel wird es bis spät in die
Nacht nicht.Die weißen Nächte lassen die Wirklichkeit transzendieren. Im Mai ist
Petersburg ein kurzer Traum vom ewigen Leben. Ein guter Ort, eine gute Zeit, um
über Literatur zu sprechen … oder nicht doch zu schön, um wahr zu sein?

Jens Sparschuh

(*1955) ist seit seiner Promotion
in Philosophie als Autor von Romanen,
Hörspielen, Kinderbüchern
und Gedichten tätig. 2007 erschien
bei Kiepenheuer und Witsch:
Schwarze Dame.
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wichtigen … heutzutage: elektronischen …
Medien mehr oder weniger staatlich kon-
trolliert.Und wenn doch irgendwo das klei-
ne, verlorene Häuflein der Menschen-
rechtler auftaucht und für Demokratie und
Meinungsfreiheit demonstriert, findet das
medial kaum statt; es kommt aber auch bei
vielen Leuten auf der Straße schlecht an:
Demokratie ist in deren Erinnerung noch
immer verbunden mit Chaos, wirtschaftli-
chem Ruin, teilweise sogar mit Hunger.

In diesem postrevolutionären Durch-
einander kann man leicht den Überblick
verlieren, so wie jene alte Dame in einem
Antiquitätengeschäft am Newski: »Was ist
für Sie wertvoll?« will sie von der Verkäu-
ferin, die ihre Urenkelin sein könnte, wis-
sen. »Alles, was alt ist. Bücher, Geschirr,
Möbel. Am besten vorrevolutionäre Epo-
che.« Kopfschüttelnd nickt die alte Dame:
»Ja, was für eine Revolution denn nun
schon wieder?«  

Um jenseits der offiziellen Propaganda
oder journalistischer Stippvisiten west-
licher Beobachter etwas über die Wirk-
lichkeit im Lande zu erfahren, ist ein Blick
in die russische Gegenwartsliteratur wich-
tiger denn je.

Die Voraussetzungen, unter denen die
russischen und deutschen Autoren, die
sich in Petersburg trafen, leben und arbei-
ten, könnten unterschiedlicher kaum sein:
Die deutschen Autoren kommen aus ei-
nem wiedervereinigten Land, die russi-
schen Autoren haben gerade die Erfah-
rung eines zerfallenen Großreiches hinter
sich (Einer der Autoren,E.Prilepin,war als
Soldat in Tschetschenien.). Während man
in Deutschland über den großen Epochen-
umbruch fast schon aus einer historischen
Distanz schreiben kann, fehlt den russi-
schen Autoren dieser Abstand, sie stecken
noch immer mitten in diesen Veränderun-
gen. Das macht ihr Schreiben direkter, oh-
ne dass es dadurch, in einem platten Sinne,
»realistischer« würde. Im Gegenteil: Viel-
leicht,weil alles noch ein Spiel mit offenem
Ausgang ist, ist ihr Zugang oft spieleri-

scher, experimenteller. Eine große Formen-
vielfalt ist zu bestaunen: Märchenhaftes
und Fantastisches gibt es (nicht, wohlge-
merkt, verkürzt zu fantasy!), und dem gu-
ten alten inneren Monolog wird,als ob der
nicht schon genügen würde, ein »innerer
Dialog« an die Seite gestellt.

Im Grenzbereich zwischen
verschiedenen Wirklichkeiten

Ob diese Autoren vom Schreiben leben
können, ist zweifelhaft. Ganz ohne Zweifel
aber können sie vom Leben schreiben …
und zwar von einem Leben, das sich nicht
nur auf die privaten vier Wände beschränkt.
Ein Text etwa wie der von Tatjana Moskvina
(geb. 1958) wäre in Deutschland kaum
denkbar! Ein Pamphlet … der neuen Welt
entgegengeschleudert,zärtlich und wütend.
So einen Ton kann man sich vielleicht bei
einem zottelbärtigen Wanderprediger im
alten Moskowiterland vorstellen, der von
Dorf zu Dorf zieht, vom Reich der »ehema-
ligen Menschen« spricht und in seiner
Predigt die ganze Welt (Himmel und Hölle
inklusive!) in den zornigen Blick nimmt.

Muris Weg,in dem tatsächlich ein spre-
chender Kater vorkommt, von Ilja Boja-
schow (geb. 1961), erinnert zwar an E.T.A.
Hoffmanns Kater Murr, allein mit diesem
literaturgeschichtlichen Verweis kommt
man dieser vertrackten Reiseerzählung
durch unseren nicht minder vertrackten
Kontinent (hier speziell: den Balkan) kei-
neswegs bei. Der bereits erwähnte Ewgeni
Prilepin (geb. 1975) schildert, wie ein Ter-
rorverdächtiger vom allgegenwärtigen Ge-
heimdienst verfolgt wird und ihm dabei der
wahnhafte Gedanke in den Sinn kommt,
man könne vielleicht irgendwo in der alten
Rus untertauchen, zum Beispiel bei seinem
Großvater, im Schwarzerde-Gouverne-
ment. Der Spaziergang durch Petersburg,
von dem Pawel Krussanow (geb. 1961) er-
zählt, beginnt hingegen ganz unspektaku-
lär. Doch, Schritt für Schritt, verlassen wir




